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4. Wahlperiode

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Hauptausschusses

zur

Volksinitiative nach Art. 76 der Verfassung des Lan des Brandenburg - 
„Kostenfreie Schülerbeförderung ist machbar!"

Berichterstatter: Abgeordneter Günter Baaske (SPD)

Beschlussempfehlung:

Der Landtag möge die oben genannte Volksinitiative annehmen.

Datum des Eingangs: 07.04.2008 / Ausgegeben: 07.04.2008
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Bericht:

A. Allgemeines

Die Volksinitiative „Kostenfreie Schülerbeförderung ist machbar" wurde am 12. De-
zember 2007 dem Präsidenten des Landtages mit  23 305 gültigen Eintragungen 
übergeben (s. Anlagen 1 und 2). Der Landesabstimmungsleiter legte dem Präsiden-
ten des Landtages den Bericht über das Ergebnis seiner Prüfung (gemäß § 9 Abs. 5 
VAGBbg) fristgemäß mit Schreiben vom 10. Januar 2008 vor (Anlage 2). Der Haupt-
ausschuss befasste sich in seiner 35. Sitzung am 17. Januar 2008 erstmals mit der 
Volksinitiative und stellte fest, dass deren förmliche Voraussetzungen (gemäß § 6 
VAGBbg) vorliegen und die Volksinitiative (gemäß § 5 VAGBbg) zulässig ist.  Der 
Hauptausschuss überwies die Volksinitiative an den fachlich zuständigen Ausschuss 
für Bildung, Jugend und Sport sowie an den Ausschuss für Inneres und den Aus-
schuss für Infrastruktur und Raumordnung zur Mitberatung. 

Der Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport hörte am 14. Februar 2008 im Rah-
men einer öffentlichen Anhörung die Vertreter der Volksinitiative (gemäß § 12 Abs. 1 
VAGBbg) an (Protokoll, s. Anlage 3). Der Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport 
stimmte der Forderung der Volksinitiative zu. Er legte dem Hauptausschuss in seiner 
36. Sitzung am selben Tag eine schriftliche Stellungnahme als Tischvorlage vor (s. 
Anlage 3) und empfiehlt dem Hauptausschuss die Annahme der Volksinitiative. Der 
Ausschuss für Inneres nahm mit Schreiben vom 20. März 2008 Stellung (s. Anlage 
4). Mit Rücksicht auf die am 3. April 2008 im Hauptausschuss geplante Anhörung 
stimmte der Ausschuss für Inneres nicht über eine Annahme der Volksinitiative ab. 
Der Ausschuss für Infrastruktur und Raumordnung gab gegenüber dem Hauptaus-
schuss keine Stellungnahme ab. 

B. Beratung

Der Hauptausschuss führte in seiner 36. Sitzung am 3. April 2008 eine Anhörung 
von Sachverständigen und Vertretern betroffener Interessen durch. Es wurden Ver-
treter des Städte- und Gemeindebundes, des Landkreistages, des Landeselternra-
tes,  des Landesschülerrates und des Landesjugendringes Brandenburg,  des Ver-
kehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH und der Initiatoren der Volksinitiative an-
gehört. 

Die Vertreter des Städte- und Gemeindebundes und des Landkreistages Branden-
burg wiesen insbesondere auf die hohen Kosten hin, die den Kommunen bei einer 
Annahme der Volksinitiative entstehen könnten. Es müsse in diesem Fall ein finan-
zieller Ausgleich durch das Land Brandenburg erfolgen. Die Vertreter äußerten darü-
ber hinaus verfassungsrechtliche Bedenken. Bei einer Annahme des von der Volksi-
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nitiative  angestrebten  Gesetzentwurfes  sei  das  Konnexitätsprinzip  des  Art. 97  Abs. 3 
Satz 2 und 3 der Verfassung des Landes Brandenburg nicht gewahrt. Diese Ansicht teilte 
der Parlamentarische Beratungsdienst des Landtages nicht. 

Die anwesenden Vertreter des Landeselternrates, des Landesschülerrates, des Landesju-
gendringes Brandenburg und der Volksinitiative wiesen gemeinsam und schwerpunktmä-
ßig darauf hin, dass durch die bestehende uneinheitliche Praxis bei der finanziellen Betei-
ligung an der Schülerbeförderung im Land Brandenburg die Schülerinnen und Schüler in 
einigen Landkreisen und im ländlichen Raum benachteiligt würden. Bildungschancen soll-
ten jedoch gerecht gestaltet werden und es sollten keine finanziellen Hürden beim Zugang 
zur Bildung bestehen. Der Vertreter des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH 
wies darauf hin, dass ungefähr 40 Prozent d. h. über 110 000 Schülerinnen und Schüler 
den öffentlichen Nahverkehr im Land Brandenburg nutzen. Deren Kostenbeteiligung am 
Tarifbeitrag liege im Durchschnitt landesweit bei circa 20 Prozent.

Im Anschluss an die öffentliche Anhörung beriet der Hauptausschuss abschließend über 
die Volksinitiative. Der Ausschuss nahm die schriftlichen Stellungnahmen des Ausschus-
ses für Inneres (s. Anlage 4) und des Ausschusses für Jugend, Bildung und Sport mit den 
darin dargestellten Standpunkten der Vertreter der Volksinitiative (s. Anlage 3) zur Kennt-
nis. Die Mitglieder der Fraktion DIE LINKE im Hauptausschuss legten in der Sitzung des 
Hauptausschusses - wie auch in der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Jugend und 
Sport am selben Tag (s. Anlage 3) - eine schriftliche Stellungnahme zur Volksinitiative vor 
(s. Anlage 5). Der Hauptausschuss stimmte mehrheitlich dieser Stellungnahme nicht zu. 
Nach einer Aussprache insbesondere über rechtliche Fragen im Zusammenhang mit dem 
Konnexitätsprinzip beschloss der Ausschuss einstimmig, dem Landtag die Annahme der 
Volksinitiative „Kostenfreie Schülerbeförderung ist machbar!" zuzustimmen.

Günter Baaske
Berichterstatter und
Vorsitzender des Hauptausschusses

5 Anlagen
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LANDTAG

BRANDENBURG

Landtag Brandenburg; Postlach 60 10 64 14410 Potsdam

Vorsitzenden
des Hauptausschusses
Herrn Abgeordneten G•nter Baaske

Der Pr‚sident   

im Hause 

Poly clan,. 1'Z . Dezember 2007   

Volksinitiative nach Art. 76 der Verfassung des Landes Brandenburg - "Kostenfreie Sch€ler-

bef•rderung ist machbar!"

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

dem Landtag wurde am 12. Dezember 2007 die o. g. Volksinitiative mit ca. 26 000 Unterschriften

•bergeben.

Gem‚ƒ „ 9 Abs. 4 des Volksabstimmungsgesetzes habe ich die Volksinitiative dem Landesabstim-
mungsleiter zur Pr•fung •bergeben und sie zugleich der Landesregierung •bermittelt.

Ich bitte Sie, gem‚ƒ „ 9 Abs. 6 des Volksabstimmungsgesetzes nach Vorliegen des Pr•fungser-
gebnisses des Landesabstimmungsleiters einen Beschluss des Hauptausschusses •ber das Vor-
liegen der f…rmlichen Voraussetzungen sowie die Zul‚ssigkeit der Volksinitiative herbeizuf•hren.

Mit freundlichen Gr•ƒen
In Vertretung

Stobrawa
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Am heutigen Tag, dem 12.12.2007 ƒberreichen wir als dem Landtagspr„sidenten des Brandenburger
Landtages 26.275 Unterstƒtzerunterschriften fƒr die Volksinitiative
"Kostenfreie Schƒlerbef…rderung ist machbar!" mit dem Wortlaut
†Gesetz zur ‡nderung des Branden bu rgisch en Schulgesetzes lgesetzes
Artikel I
Das Brandenburgische Schulgesetz in der Fassung vom 2.8.2002, zuletzt ge„ndert durch Gesetz
vom 8.1.2007 wird wie folgt ge„ndert:
ˆ 112 Abs. (1) erh„lt folgende Fassung:
†(1) Die Landkreise und kreisfreien St€dte sind Tr€ger der Sch•lerbef‚rderung f•r die
Sch•lerinnen und Sch•ler an Schulen in ‚ffentlicher
Tr€gerschaft und an Ersatzschulen, die in ihrem Gebiet ihre Wohnung haben. Bei Sch•lerinnen
und Sch•lern der beruflichen Schulen mit
einem Berufsaushildungs- oder Arbeitsverh€ltnis tritt die im Ausbildungs- oder Arbeitsvertrag
benannte Austilldungs- oder Arbeitsst€tte an
die Stelle der Wohnung. Die Landkreise und kreisfreien St€dte regeln das N€here in eigener
Verantwortung durch Satzung."
Artikel II
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkƒndung im Gesetz- und Verordnungsblatt fƒr
Brandenburg in Kraft."

Als Initiatorenhoitiatorinnen:
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Volksinitiative
"Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"
Als Unterzeichnende/r unterst•tze ich folgende Volksinitiative:

Gesetz zur ‚nderung des Brandenburgischen Schulgesetzes 

Artikel 1

Das Brandenburgische Schulgesetz in der Fassung vom 2.8.2002, zuletzt ge‚ndert durch Gesetz vom 8.1.2007 wird wie folgt ge‚ndert:

„ 112 Abs. (1) erh‚lt folgende Fassung:

†(1) Die Landkreise und kreisfreien St„dte sind Tr„ger der Sch•lerbef…rderung f•r die Sch•lerinnen und Sch•ler an Schulen in …ffentlicher
Tr„gerschaft und an Ersatzschulen, die in ihrem Gebiet ihre Wohnung haben. Bei Sch•lerinnen und Sch•lern der beruflichen Schulen mit
einem Berufsausbildungs- oder Arbeitsverh„ltnis tritt die im Ausbildungs- oder Arbeitsvertrag benannte Ausbildungs- oder Arbeitsst„tte an
die Stelle der Wohnung. Die Landkreise und kreisfreien St„dte regeln das N„here in eigener Verantwortung durch Satzung."

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verk•ndung im Gesetz- und Verordnungsblatt f•r Brandenburg in Kraft.

Begr€ndung: Durch die Gesetzes‚nderung entf‚llt der Halbsatz ‚wobei sie eine angemessene Kostenbeteiligung der nach der Satzung
anspruchsberechtigten Sch•lerinnen und Sch•ler, bei minderj„hrigen Sch•lerinnen und Sch•ler der Eltern, sicherzustellen haben.". Dies macht es
den Landkreisen und kreisfreien St‚dten m…glich, eine Befreiung der Elternbeteiligung an den Kosten der Sch•lerbef…rderung durchzusetzen.

lfd.
Nr.

Name Vorname Geburts-
datum

PLZ, Wohnort Straƒe,
Hausnummer

Pers…nliche
Unterschrift

Datum der
Unterschrifts-
leistun

Hinweis: Es z‚hlen nur Eintragungen von Personen, die in Brandenburg wohnen und mindestens 18 Jahre als sind!
Eintragungen sind ung•ltig! 	 R•ckseite nicht beschreiben!.Unleserliche oder unvollstƒndige

1

2

3

4

5

6

Kopieren, Weiterreichen, Unterschreiben, R•cksenden bis zum 31.10.2007 an:
Aktionsb€ndnis f€r kostenfreie Sch€lerbef•rderung, 16803 Neuruppin, Postfach 1423  

Initia. Innen und Initiatoren:
Charis Riemer, Jutta Schwetlick,
Marita Lemke, Torsten Adamitz,
Thomas Remmel, Burkhard
Brandt, Wolfgang Freese,
Norma Strauƒ, Reinhard G…hler    



Volksinitiative
"Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"
Warum eine Volksinitiative?

Mit der Volksinitiative bringen wir einen Gesetzesantrag in den
Brandenburger Landtag ein.

Welches Ziel hat die Volksinitiative?
Bislang zwang das Schulgesetz die Landkreise, die Eltern f•r die Sch•lerbef…rderung zur
Kasse zu bitten, Dies soll gestrichen werden!

Warum fordern wir nicht einfach dass eine kostenfreie Sch€lerbef•rderung festgeschrieben
wird?

Volksinitiativen, die den Haushalt des Landes Brandenburg betreffen, sind unzul‚ssig! Daher
ist es unser Ziel die Entscheidung in die Verantwortung der Landkreise zu legen.

Wird dann die Sch€lerbef•rderung automatisch f€r die Eltern kostenfrei?
Nein! Die Landkreise m•ssen (und d•rfen) dies dann erst beschlieƒen.
In einigen (berlinnahen) Landkreisen mit guten Bus- und Bahnverbindungen ist vielleicht ein
preiswertes Sch•lerticket sogar g•nstiger weil es auch im Freizeitbereich genutzt werden
kann. in den (berlinfernen) Landkreisen, in denen die Beweglichkeit durch …ffentliche
Verkehrsmittel ohnehin v…llig eingeschr‚nkt ist, ist eine Elternbeteiligung hingegen eine
Zumutung!

Wie viele Unterschriften braucht die Volksinitiative?
20.000 Unterschriften von Brandenburger Wahlberechtigten (ab 18 Jahre) m•ssen binnen 12
Monaten zusammenkommen.

Was passiert wenn der Landtag die Volksinitiative ablehnt?
Dann gehen wir in die n‚chste Stufe, das ist das Volksbegehren. Hierf•r werden 80.000
Unterschriften innerhalb von vier Monaten gebraucht. Diese m•ssen in den Meldestellen
geieistet werden.
Wird auch dies vom Landtag abgelehnt werden wir einen Volksentscheid starten. Hier k…nnen
alle Brandenburger wie bei einer Wahl per Stimmzettel unserer Forderung zustimmen. Ein
erfolgreicher Volksentscheid hat Gesetzeskraft.

Alohin sollen fertige Listen?
Ausgef•llte Listen bitte umgehend (bis 31.10.2007 - unserem n‚chsten Z‚hlstichtag) an:
Aktionsb€ndnis f€r kostenfreie Sch€lerbef•rderung, Postfach 1423, 16803 Neuruppin
F•r Nachschub einfach die Liste downloaden von der Seite www.kein-busgeld.de oder bei
einem der Unterst•tzer anfordern.

Warum sind so wenige Unterschriftenzeilen auf der Liste?
Es muss nachweisbar sein, dass jeder Unterschreibende genau den Volksinitiativ-Wortlaut
unterschrieben hat. Daher muss immer der volle Wortlaut •ber den Unterschriften zu sehen
sein. Bitte nehmen Sie also nur diese Listen, ‚ndern Sie nichts daran, nutzen Sie nicht die
R•ckseiten und h‚ngen Sie keine zus‚tzlichen Bl‚tter an. Durch dergleichen
Papiersparmaƒnahmen machen sie die gesammelten Unterschriften wertlos.

Wer unterst€tzt die Volksinitiative?
B•ndnis 90/Die Gr•nen LV Brandenburg, FDP LV Brandenburg, GEW Brandenburg, Haus & Grund
Eigent•merverein Ostprignitz-Ruppin, Kreiselternrat Ostprignitz-Ruppin, Kreiselternrat Prignitz, Kreislandfrauen
Ostprignitz-Ruppin, Kreistag Ostprignitz-Ruppin, Linksjugend. [solid] Eberswalde, Linkspartei.PDS LV
Brandenburg, Prignitzer Aktionsb•ndnis f•r Arbeit und soziale Grechtigkeit, Schul- und Kulturausschuss
Ostprignitz-Ruppin.
Die aktuelle Liste der Unterst•tzer und Unterst•tzerinnen finden Sie auf der Seite www.kein-busgeld.de.
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LANDTAG

BRANDENBURG                      

Landtag Brandenburg; Postfach 60 10 64; 14410 Potsdam

Vorsitzenden
des Hauptausschusses
Herrn Abgeordneten G•nter Baaske

im Hause

Der Pr‚sident

. Januar 2008

Volksinitiative nach Art. 76 der Verfassung des Landes Brandenburg - "Kostenfreie Sch€ler-

bef•rderung ist machbar!"

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

gem‚ƒ „ 9 Abs. 5 des Volksabstimmungsgesetzes hat mir der Landesabstimmungsleiter den Be-
richt •ber das Ergebnis der Pr•fung der o. g. Volksinitiative •bermittelt.

Ich bitte Sie, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und gem‚ƒ „ 9 Abs. 6 des Volksabstimmungs-
gesetzes das Erforderliche zu veranlassen.

Mit freundlichen Gr•ƒen

Fritsch
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LAND BRANDENBURG Der

Landesabstimmungsleiter

Ministerium des innern
Henning-von-Tresckow-Straƒe 9-13

14467 Potsdam

Bearb.:	Frau Behrend

Gesch,Z.: 11/2.5-642

Hausruf: (0331) 866 2782
Fax: (0331) 866 2780
Internet:
Andelika.Behrend@mi.brandenburd de

Bus 695 / Tram 99 ‰ 93, 96, 98

Zug RE 1, RB 20, RB 221 S-Bahn S7

Der Landesabstimungsle1tur des Landen Brandenburg 1 Postlack 001M

Pr‚sidenten
des Landtages Brandenburg
Herrn Gunter Fritsch
Am Havelblick 8

14473 Potsdam

14411 Potsdam

Potsdam, 10. Januar 2008

Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar"

hier:	Bericht •ber das Ergebnis der Pr•fung nach „ 9 Abs. 4 und

5 VAGBbg

Bezug: Ihr Schreiben vom 12, Dezember 2007

Sehr geehrter Herr Pr‚sident,

die von Ihnen am 12. Dezember 2007 •bergebenen Unterschriften

wurden gem‚ƒ den Vorgaben des Gesetzes •ber das Verfahren bei

Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (Volksabstim-

mungsgesetz - VAGBbg) vom 14, April 1993 (GVBI. I S. 94), zuletzt

ge‚ndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20, April 2006 (GVBI, I

S. 46, 47) gepr•ft.

I. Pr•fung der f…rmlichen Voraussetzungen nach „ 6 Abs, 1 Nir, 1 bis

3 VAGBbg

Insgesamt beinhaltete die Volksinitiative 27 571 gez‚hlte Eintragun-

gen, die einer Pr•fung unterzogen wurden.

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wurde eine rein formale

Pr•fung vorgenommen. Ein Abgleich mit den Melderegistern fand

nicht statt, Aus diesem Grunde konnten die Richtigkeit der Wohnan-

schriften und Geburtsdaten sowie Doppelerfassungen nicht •berpr•ft

werden.

1 Die genannte E-Mail-Adresse dient nur f•r den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur und / oder Verschl•sselung.
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Der

Landesabstimmungsleiter

Von den 27 571 Eintragungen weisen 23 305 keinerlei M‚ngel auf.

Bei 4 266 Eintragungen wurden folgende M‚ngel festgestellt:

Mangel Anzahl

Vollendung des 18. Lebensjahres
zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung nicht gegeben

108

das Geburtsdatum wurde
nicht oder nur unvollst‚ndig angegeben

804

unterzeichnete Person
hat keinen Wohnsitz im Land Brandenburg

156

Name und Vorname der
unterzeichneten Person nicht vollst‚ndig angegeben

290

Wohnort und Anschrift der
unterzeichneten Person nicht vollst‚ndig angegeben

2 112

Datum der Unterschriftsleistung oder pers…nliche Unterschrift der
unterzeichneten Person nicht oder nur unvollst‚ndig vorhanden

253

Eintrag wurde durchgestrichen 101

Kopien bzw. Fax 4

Fehlende Šberschrift oder unvollst‚ndiger Wortlaut des Gesetzentwurfes auf

jedem Unterschriftenbogen
741

Datum der Unterschrift vor dem 12.12.2006 4

Unleserlicher Eintrag 374

M‚ngel insgesamt: 4 947

Die Gesamtzahl der M‚ngel ist h…her als die Gesamtzahl der Eintragungen, die

nicht voll den gesetzlichen Anforderungen entsprechen, da einzelne Eintragungen

mehrere M‚ngeltatbest‚nde erf•llten.

Die Namen der f•nf Vertreter wurden der Volksinitiative beigef•gt.

F•r jeden Vertreter ist ein Stellvertreter benannt worden („ 6 Abs. 1 Nr. 2

VAGBbg).
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Der

Landesabstimmungsleiter

II. Ergebnis der Pr•fung

Die Pr•fung der f…rmlichen Voraussetzungen nach „ 6 Abs, 1 bis 3 VAGBbg hat

ergeben, dass von den •bergebenen 27 571 Eintragungen 23 305 Eintragungen

vollst‚ndig den gesetzlichen Anforderungen entsprechen.

Mit freundlichen Gr•ƒen

1/

Dr. Peter Kirmƒe
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LANDTAG

B R ANDENBURG

Landtag Brandenburg; Postfach 60 10 64; 14410 Potsdam

Vorsitzenden
des Hauptausschusses

Herrn Abg. G•nter Baaske

im Hause

Ausschuss f•r Bildung,

Jugend und Sport

Der Vorsitzende

Bearbeiter: Frau Ginkel

Datum: 3, April 2008

Stellungnahme des Ausschusses f€r Bildung, Jugend und Sport zu der Volksinitiative
…Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"

Sehr geehrter Herr Kollege,

hiermit komme ich Ihrer Bitte um Abgabe einer Stellungnahme zu der zur Mitberatung •berwie-
senen Volksinitiative †Kostenfreie Sch•lerbef…rderung ist machbar!" nach.

Der Ausschuss f•r Bildung, Jugend und Sport h…rte die Vertreter der Volksinitiative in einer …ffent-
lichen Anh…rung im Ausschuss am 14. Februar 2008 an. Das Protokoll der Anh…rung liegt diesem
Schreiben bei.

Im Ergebnis der Beratung wird der Forderung der Volksinitiative zugestimmt. Nach der Abstim-
mung •bergab die Partei DIE LINKE eine Stellungnahme, die diesem Schreiben ebenfalls beiliegt.

Mit freundlichen Gr•ƒen

Anlagen

Landtag Brandenburg

Am Havelblick 8

14473 Potsdam

Telefon: 0331 966-1157 	Internet: www.landtag.brandenhurg.de

Telefax: 0331 966-1174 	 birgit.ginkel@landtag.brandenburg.de



Stellungnahme der Mitglieder der Fraktion DIE LINKE
im Ausschuss fƒr Bildung, Jugend und Sport zur
Volksinitiative †Kostenfreie Schƒlerbef…rderung ist
machbar!"

DIE LINKE h„lt das Anliegen der Volksiniative fƒr berechtigt
und unterstƒtzt die vorgeschlagene ‡nderung des ˆ 112 im
Brandenburgischen Schulgesetz. Sie sieht darin einen ersten
Schritt zu einer elternbeitragsfreien Schƒlerbef…rderung, dem
eigentlichen Ziel der LINKEN.

Mit der ‡nderung des ˆ 112 ergibt sich aus Sicht der LINKEN
fƒr die Landesregierung zwingend die Notwendigkeit,
entsprechend dem Konnexit„tsprinzip nach Artikel 97 Abs. 3
Satz 2 und 3 der Verfassung des Landes Brandenburg, die
Landkreise finanziell zu unterstƒtzen, so dass diese in die Lage
versetzt werden, nicht zwingend Elternbeitr„ge erheben zu
mƒssen.

Es sind nicht nur gesetzlich, sondern auch hinsichtlich der
finanziellen Unterstƒtzung fƒr die Landkreise mindestens die
Bedingungen wiederherzustellen, die vor Verabschiedung des
Ersten Kommunalen Entlastungsgesetzes herrschten.

Fƒr die entsprechenden finanziellen Zuweisungen des Landes
an die Landkreise ist die Zweckbindung wiederherzustellen.



Landtag Brandenburg Ausschussprotokoll 4/608-1
4. Wahlperiode

Ausschuss f€r Bildung, Jugend und Sport

Protokoll

42. Sitzung (Teil 1) - TOP 7 (…ffentlich); (Teil 2) - TOP 1 ‹ 6, 8, 9 (nicht …ffentlich)

14. Februar 2007

Potsdam - Haus des Landtages

13.00 Uhr bis 16.30 Uhr

Vorsitz:	 Abgeordneter Senftleben (CDU)

Protokoll:	 Stenografischer Dienst
Birgit Ginkel

Anwesenheit:	 (siehe Anlage 1)

Datum der Ausgabe:	 26.02.2008
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Tagesordnung:

1. Verordnung zur Grundversorgung und F…rderung nach dem Brandenburgischen
Weiterbildungsgesetz

2. Vorstellung der Neuerungen im Š7- und Š11-Verfahren durch das Ministerium f•r
Bildung, Jugend und Sport

3. Vorstellung der Ergebnisse des Zentralabiturs 2007 durch das Ministerium f•r Bil-
dung, Jugend und Sport

4. Petition-Nr. 2013/4

5. Vorstellung der Vertr‚ge des Ministeriums f•r Bildung, Jugend und Sport mit den
Gewerkschaften hinsichtlich der Teilzeitbesch‚ftigung

6. Vorbereitung der gemeinsamen Sitzung am 6. M‚rz 2008 mit dem Bildungsaus-
schuss des Abgeordnetenhauses von Berlin

7. Beginn: 15.00 Uhr

Œffentliche Anh…rung der gesetzlichen Vertreter der Volksinitiative †Kostenfreie
Sch•lerbef…rderung ist machbar!" in Brandenburg gem‚ƒ „ 12 VAGBbg V. m.
„ 82 GO-LT

8. Diskussion •ber das weitere Verfahren mit der Volksinitiative

9. Verschiedenes
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Aus der Beratung:

Der Vorsitzende ruft Tagesordnungspunkt 7, die …ffentliche Anh…rung der gesetzli-
chen Vertreter der Volksinitiative †Kostenfreie Sch•lerbef…rderung ist machbar!", auf.
Er begr•ƒt die eingeladenen Anzuh…renden, Bildungsminister Rupprecht, Abgeord-
nete aus anderen Aussch•ssen sowie die G‚ste.

Der Vorsitzende f•hrt aus:

Das Thema Sch•lerbef…rderung und damit auch die Unterschriftenaktion haben Re-
sonanz gefunden. Aufgrund der gesetzlichen Grundlagen hat der Bildungsausschuss
dieses Thema federf•hrend zu behandeln. Die gesetzlichen Grundlagen schreiben
auch die Anh…rung vor.

Die f•nf Anzuh…renden werden die M…glichkeit haben, zu sprechen. In der sich an-
schlieƒenden Diskussion k…nnen alle Abgeordneten, die heute hier zu Gast sind,
Fragen stellen oder sich ‚uƒern. Es ist jedoch nur m…glich, Antworten von den Anzu-
h…renden zu erhalten, die im Vorfeld angeschrieben worden sind. Darauf muss ich
Wert legen.

Herzlich willkommen an der Stelle besonders Frau Lemke, Frau Riemer, Frau
Schwetlick, Herr G…hrer und Herr Freese von der Volksinitiative †Kostenfreie Sch•ler-
bef…rderung ist machbar!" in Brandenburg.

Wir haben Ihnen im Vorfeld bekannt gegeben, dass entweder einer f•r alle oder jeder
von Ihnen die Gelegenheit nutzen kann, einige wichtige Ausf•hrungen zu machen.
Wenn ich das richtig sehe, m…chte jeder von Ihnen einige Worte an uns richten.
Dann w‚hlen wir diesen Weg. Wir haben im Anschluss an die Ausf•hrungen Gele-
genheit, ins Gespr‚ch zu kommen.

Gibt es seitens der Abgeordneten noch Fragen oder Hinweise zum weiteren Verfah-
ren? - Das ist nicht der Fall. Dann m…chte ich an der Stelle mit der Anh…rung begin-
nen. Ich bitte darum, dass die Kameras ausgeschaltet werden. Sie k…nnen hier blei-
ben, aber es gibt die Regel, dass Filmaufnahmen nicht fortgesetzt werden d•rfen.

Meine Damen, meine Herren, Sie haben die Gelegenheit, zu uns zu sprechen. - Bitte
sehr.

Herr G•hler (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Im Namen der hier anwesenden Vertreter der Volksinitiative †Kein Busgeld" m…chte
ich Sie, werte Ausschussmitglieder, und alle G‚ste, herzlich begr•ƒen. Wir haben
uns entschieden, dass Ihnen vier Vertreter zu Schwerpunktthemen einige Erl‚uterun-
gen geben.
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Ich heiƒe Reinhard G…hler und wohne mit meiner Familie in Wittstock. Beruflich bin
ich im RegionalCenter Neuruppin der ZukunftsAgentur Brandenburg als Projektma-
nager t‚tig. Gesellschaftlich bin ich als Beratender B•rger im Ausschuss f•r Kultur
und Soziales der Stadt Wittstock und als Sachkundiger B•rger im Schul-, Kultur- und
Sportausschuss des Landkreises Ostprignitz-Ruppin t‚tig. Mein Sohn besucht die 11.
Klasse des Gymnasiums Wittstock. Pers…nlich sind wir als Familie von dieser Maƒ-
nahme nicht betroffen, empfinden die Entscheidung aber als ungerecht. Als Eltern-
sprecher des Gymnasiums Wittstock vertrete ich die Eltern von ca. 220 betroffenen
Sch•lerinnen und Sch•lern. Das sind ca. 50 % der am Gymnasium Wittstock be-
schulten Sch•lerinnen und Sch•ler.

Gr•nde f•r die Gr•ndung der Volksinitiative †Kein Busgeld":

Erstens tiefe Emp…rung nicht nur bei den betroffenen Eltern bzw. Sch•lerinnen und
Sch•lern •ber die Ersatzvornahme durch das Innenministerium des Landes Branden-
burg, zweitens Fortf•hrung der •berparteilichen Aktivit‚ten der Mitglieder im Kreistag
Ostprignitz-Ruppin,

Seit Inkrafttreten des ge‚nderten Schulgesetzes im Jahr 2003 ist die Sch•lerbef…rde-
rungssatzung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin im Kreistag mehrmals besprochen
und immer mehrheitlich •berparteilich abgelehnt worden. Nach unserer Meinung be-
steht in der Erhebung dieser Kostenbeteiligung an der Sch•lerbef…rderung eine Un-
gleichbehandlung gegen•ber den Eltern, deren Kinder nicht auf die Sch•lerbef…rde-
rung angewiesen sind. Das ist nach unserer Meinung ein Verstoƒ gegen den Artikel
3 des Grundgesetzes. In Absatz 3 heiƒt es: †Niemand darf wegen seines Geschlech-
tes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft,
seines Glaubens, seiner religi…sen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder
bevorzugt werden." Heimat heiƒt f•r uns auch Sewekow, Dranse, Papenbruch, Lin-
dow.

Durch die Erhebung einer Kostenbeteiligung an der Sch•lerbef…rderung werden die
Eltern bzw. Sch•lerinnen und Sch•ler •ber 18 Jahre gegen•ber den Eltern bzw.
Sch•lerinnen und Sch•lern •ber 18 Jahren, die nicht die Sch•lerbef…rderung in An-
spruch nehmen, benachteiligt. Das Brandenburgische Schulgesetz soll nach dem
Willen der Volksinitiative wie folgt ge‚ndert werden: Gesetz zur •nderung des Bran-
denburgischen Schulgesetzes, Artikel 1: Das Brandenburgische Schulgesetz in der
Fassung vom 02.08.2002, zuletzt ge‚ndert durch das Gesetz vom 08.01.2007, wird
wie folgt ge‚ndert: „ 112, Abs. 1 enth‚lt folgende Fassung: Die Landkreise und kreis-
freien St‚dte sind Tr‚ger der Sch•lerbef…rderung f•r Sch•lerinnen und Sch•ler an
Schulen in …ffentlicher Tr‚gerschaft und an Ersatzschulen, die in ihrem Gebiet ihre
Wohnung haben. Bei Sch•lerinnen und Sch•lern der beruflichen Schulen mit einem
Berufsausbildungs- oder Arbeitsverh‚ltnis tritt im Ausbildungs- oder Arbeitsvertrag
die benannte Ausbildungs- und Arbeitsst‚tte an die Stelle der Wohnung. Die Land-
kreise und kreisfreien St‚dte regeln das N‚here in eigener Verantwortung durch Sat-
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zung. Artikel 2 dieses Gesetzes tritt nach Verk•ndung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt f•r das Land Brandenburg in Kraft.

Begr•ndung: Durch die Gesetzes‚nderung entf‚llt der Halbsatz †... wobei sie eine
angemessene Kostenbeteiligung der nach der Satzung anspruchsberechtigten Sch•-
lerinnen und Sch•ler, bei minderj‚hrigen Sch•lerinnen und Sch•lern der Eltern, si-
cherzustellen haben." Das macht es den Landkreisen und kreisfreien St‚dten m…g-
lich, eine Befreiung der Elternbeteiligung an den Kosten der Sch•lerbef…rderung
durchzusetzen.

Das ist mein Teil. Ich m…chte das Wort nun an Frau Schwetlick •bergeben. Sie ist ein
betroffener Elternteil.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Sehr geehrte Ausschussmitglieder! Sehr geehrte Landtagsabgeordnete, Beisitzerin-
nen und Beisitzer, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! Sehr geehrter Herr Minister! Ich
spreche hier f•r die betroffenen Eltern. Meine Name ist Jutta Schwetlick, berufst‚tig,
bis vor kurzem in prek‚rer Erwerbssituation, zwei Kinder, die im Landkreis Havelland
und im Landkreis Ostprignitz-Ruppin groƒ geworden sind. Meine Kinder haben stets
die n‚chstgelegene Schule besucht und mussten vom ersten Schultag an nahezu je-
den Tag mit dem Bus zur Schule fahren. Ich habe in den Kreiselternr‚ten des Havel-
landes und in Ostprignitz-Ruppin mitgearbeitet, bin Sachkundige B•rgerin im Aus-
schuss f•r Schule, Kultur und Sport in Ostprignitz-Ruppin, und ich habe mich regional
und •berregional viel mit den Bedingungen des Sch•lerverkehrs in den Kreisen und
auch in anderen L‚ndern besch‚ftigt, nicht zuletzt wegen der Betroffenheit meiner ei-
genen Kinder.

Ich m…chte nicht auf das Thema Sicherheit und auch nur wenig auf das Thema We-
gezeiten eingehen; das sind ebenso wichtige Themen, aber die k…nnen vielleicht ein
anderes Mal behandelt werden. Hier und heute geht es um die Kosten des Sch•ler-
verkehrs und darum, ob die Eltern daran beteiligt werden sollten. Dazu gibt es von
mir ein klares Nein, denn es ist unsozial und ungerecht, dass Eltern f•r Kosten, die
f•r die Bildung ihrer Kinder entstehen, auch noch zahlen sollen. Die Bildung unserer
Kinder kommt nicht nur unseren Kindern, sondern der gesamten Gesellschaft, also
auch kinderlosen, allen Menschen zugute.

Die Kostenbeteiligung der Eltern f•hrt dazu, dass manche Eltern sich schon jetzt sehr
•berlegen, ob sie ihre Kinder in die bestm…gliche, aber 30 Kilometer entfernte Schule
schicken, zum Beispiel in eine Ganztagsschule, eine Schule mit besonderer Pr‚gung
oder ein Gymnasium, oder ob sie sich das sparen und die Kinder in die 14 Kilometer
entfernte Schule gehen m•ssen.
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Ebenso m…chte ich darauf hinweisen, dass wir Eltern auch ohne Beteiligung an den
Kosten der Sch•lerbef…rderung bereits f•r den Transport und f•r den Schulbesuch
unserer Kinder zahlen m•ssen. Ich m…chte dies am Beispiel des Schulweges meiner
Kinder verdeutlichen. Wir wohnen in Kuhhorst im Landkreisdreieck Havelland/Ostp-
rignitz-Ruppin/Oberhavel, also nicht irgendwo in der Pampa, sondern eigentlich fast
noch im Speckg•rtel. Die n‚chste Grundschule ist 6 Kilometer entfernt. Der Bus f‚hrt
nur fr•h zur 1. Stunde und zur•ck nach der 5. und 6. Stunde und einmal noch am
sp‚teren Nachmittag. Erstkl‚ssler haben aber h‚ufig nur vier Stunden. Sie m•ssen
also nahezu t‚glich eine Stunde warten. Daf•r sollten wir Eltern einen Hortplatz be-
zahlen, oder wir mussten den R•cktransport selbst in die Hand nehmen und die Ben-
zinkosten daf•r nat•rlich auch selbst tragen, ebenso bei Unterrichtsausfall, bei Tei-
lungsunterricht, aber auch bei Schulveranstaltungen wie Oma-/Opa-Tag, Umwelttag,
bei Festen oder Musikprojekten oder einfach nur zur Musik- oder Fuƒball-AG. Wenn
dann ein Bus fuhr oder f‚hrt, m•ssen die Kinder trotzdem selbst bezahlen, weil laut
Satzung der Sch•lerfahrausweis nur f•r den Weg zur Schule g•ltig ist, nicht am Wo-
chenende, nicht am sp‚teren Nachmittag.

Wenn wir Eltern uns sehr in der Schule engagieren, wie es gew•nscht wird, wenn wir
also zum Beispiel Instrumente in die Schule fahren, uns an Bastelnachmittagen be-
teiligen, an der Dekoration der Schule oder auch an Schulveranstaltungen anderer
Art teilnehmen, ist es selbstverst‚ndlich, dass wir Eltern dorthin fahren und nat•rlich
auch das daf•r n…tige Benzin selbst bezahlen. Das ist selbstverst‚ndlich. Ich' will da-
mit deutlich machen, dass wir Eltern sowieso f•r die Schule unserer Kinder bezahlen,
einmal f•r den Transport, wenn gerade kein Bus f‚hrt, und zum anderen, wenn wir
uns am Nachmittag engagieren - und das, obwohl unsere Kinder diese Busfahrkarte
noch nicht einmal t‚glich nutzen k…nnen, zum Beispiel f•r den Besuch der Christen-
lehre, Musik-AG usw.

Ich m…chte auch deutlich betonen, dass am Wochenende und nach 17 Uhr gar kein
Bus mehr f‚hrt. Das hat bei meinen Kindern zum Beispiel dazu gef•hrt, dass mein
Sohn aus dem Orchester der Musikschule herausgeflogen ist, weil ich es nicht ge-
schafft hatte, ihn jede Woche zu fahren. Auch das bedeutet es f•r unsere Kinder.

Was hat sich ge‚ndert, nachdem meine Kinder nicht mehr in die Grundschule in 6 Ki-
lometer Entfernung gegangen sind, sondern ins Gymnasium, die n‚chstgelegene
Schule, im 30 Kilometer entfernten Neuruppin? Es hat sich eigentlich nicht viel ge‚n-
dert. Ich muss immer noch h‚ufig fahren. Der gr…ƒte Unterschied ist, dassich jetzt
nicht mehr 6 Kilometer, sondern 30 Kilometer fahren muss. Ich habe deutlich h…here
Benzinkosten. Das, was ich an Elternbeteiligung monatlich bezahle, muss ich aus ei-
gener Tasche f•r Benzinkosten f•r Schulveranstaltungen auch noch einmal dazuge-
ben. Das m…chte ich einmal deutlich sagen. Wir bezahlen sowieso schon.
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Mir ist klar, dass nicht f•r jedes Kind und f•r jedes Dorf und zu jeder Zeit immer ein
Bus zur Verf•gung stehen kann. Weil uns allen das so klar ist, werden wir Eltern im-
mer, auch in Zukunft, Transportkosten und Benzinkosten bezahlen, wenn wir, unsere
Kinder fahren m•ssen. Das sollten Sie bei Ihren Entscheidungen auch beachten.

Als Letztes m…chte ich noch auf Folgendes hinweisen: Unsere Volksinitiative ist ent-
standen, weil Eltern sehr w•tend dar•ber waren, dass das Innenministerium eine Er-
satzvornahme an den Landkreis Ostprignitz-Ruppin gerichtet hat. Wir m…chten dem
Innenministerium daf•r inzwischen ausdr•cklich danken; denn das hat daf•r gesorgt,
dass Eltern sich auf einmal f•r Politik interessiert haben, dass Eitert-verkannt haben,
dass es demokratische Wege gibt, dass man sich einmischen kann und dass sie das
wahrgenommen haben. Letztendlich k…nnen wir uns eigentlich dar•ber freuen. Das
Ministerium hat daf•r gesorgt, dass Eltern sich beteiligen. - Danke.

Vorsitzender:

Herzlichen Dank. - Herr Freese, bitte.

Herr Freese (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machber!"):

Meine Name ist Wolfgang Freese. Ich bin Lehrer in Neuruppin und Oranienburg. Ich
bin einer der bereits genannten Unterst•tzer des Aktionsb•ndnisses aus dem Kreis
der Kommunalpolitik. Ich bin seit 1990 Mitglied des Kreistages Ostprignitz-Ruppin,
jetzt also in der 4. Wahlperiode. Ich war •ber mehrere Jahre Mitglied des Jugendhil-
feausschusses, war Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses, bin jetzt in dieser
Wahlperiode Mitglied im Schul-, Kultur- und Sportausschuss.

Meine Motivation, die Eltern zu unterst•tzen, resultiert aus Grundsatzfragen zur Fi-
nanzierung von Bildung in der Bundesrepublik Deutschland. Ich sehe mich da im ab-
soluten Einklang mit der UN-Kinderrechtskonvention, die Deutschland Anfang der
90er Jahre unterschrieben und ratifiziert hat. Die Mitgliedsstaaten sind sich an der
uns betreffenden Stelle einig, den Besuch der Primarschule f•r alle unentgeltlich zu
machen. Das Wort †primary school" im Originaltext meint •brigens die Pflichtschul-
zeit, das heiƒt in der internationalen Regel also die ersten neun Jahre des Schulbe-
suchs. Zum unentgeltlich zu machenden Besuch der Schule geh…rt nach unserer
Meinung auch der Schulweg.

Aber auch die Verfassung des Landes Brandenburg spricht eine klare Sprache. Dort
heiƒt es: †Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu den …ffentlichen Bildungsein-
richtungen, unabh‚ngig von seiner wirtschaftlichen und sozialen Lage." Das ist f•r
viele ein Widerspruch zur Erhebung von Geb•hren von Eltern, deren Kinder auf den
Schulbus angewiesen sind. Sie f•hlen sich aufgrund des Wohnortes ungleich, behan-
delt, also um das Recht auf gleichen Zugang zu den …ffentlichen Bildungseinrichtun-
gen gebracht.



Landtag Brandenburg
	

Ausschussprotokoll 4/608-1	 S. 8

Ausschuss f•r Bildung, Jugend und Sport	 14.02.2008
42. Sitzung	 Stenografischer Dienst-gi

Das Gesetz, mit dem die Elternbeteiligung in das Schulgesetz Einzug hielt, hieƒ:
†Gesetz zur Entlastung der Kommunen von pflichtigen Leistungen". Diese Entlastung
geschieht auf Kosten eines Teils der Eltern, n‚mlich den, der schulpflichtige Kinder
hat. Obwohl auch Stadtkinder zu denen geh…ren, die auf den Schulbus angewiesen
sind, wird mit der Erhebung von Eltembeitr‚gen die Schere zwischen Stadt und Land
in Brandenburg gr…ƒer.

Familien auf dem Land haben bereits eine Reihe wirtschaftlicher Nachteile .zu ver-
kraften. Letztlich leisten sie mit ihrer im Schulgesetz festgeschriebenen Beteiligung
einen finanziellen Beitrag zur Erhaltung des ŒPNV. Schon jetzt ist abzusehen, dass
die Erhebung dieser Elternbeitr‚ge dazu f•hrt, dass sich Eltern •berlegen, ob sie
aufs Land ziehen. F•r junge Familien wird das Leben - abgesehen von vielen ande-
ren Unannehmlichkeiten - damit noch unattraktiver. Die Folge davon wird sein, dass
noch mehr Schulen auf dem Land mangels Sch•lerinnen und Sch•lern schlieƒen
m•ssen.

Die betroffenen Eltern sehen in der Elternbeteiligung auƒerdem eine Verletzung des
von uns allen mitgetragenen Ziels eines familienfreundlichen Brandenburgs. Die in-
ternationalen Vergleiche der letzten Jahre, allen voran PISA, haben gezeigt, dass in
Deutschland der erreichte Schulabschluss weit h‚ufiger von der sozialen Herkunft
abh‚ngt als anderswo.

Mit der Beteiligung an den Sch•lerfahrtkosten in Brandenburg ist in einer Reihe von
Landkreisen schon jetzt die besuchte Schule und damit der erreichte Schulabschluss
von der Kostenbeteiligung f•r die Bef…rderung der Kinder zur Schule abh‚ngig. Das
ist nicht hinnehmbar, denn es verletzt den Gleichheitsgrundsatz in Art. 12 unserer
Verfassung.

Eine weitere sehr wichtige Anmerkung: Wir leben hier im Osten in einer noch lange
nicht gefestigten Demokratie. F•r viele Betroffene ist das sich entwickelnde Vertrau-
en in unser demokratisches Gemeinwesen durch die Kostenbeteiligung am Schulbe-
such verletzt worden. Es war 2003, nach der Ver‚nderung von „ 112 Schulgesetz,
offensichtlich, dass eine Reihe von Kreistagen eine Elternbeteiligung mehrheitlich
klar ablehnte. Wie die j•ngste emnid-Umfrage ergab, wurde dies von einem Groƒteil
der Bev…lkerung mitgetragen. Entgegen ihrem urspr•nglichen Willen beschlossen
dieselben Abgeordneten sp‚ter dann jedoch Satzungen mit Elternbeteiligung. In Ost-
prignitz-Ruppin wurde eine solche sogar durch Ersatzvornahme erzwungen, und dies
r•ckwirkend f•r vier Jahre! Kein Wunder, dass viele Menschen entt‚uscht sind, die
auf das Votum ihrer kommunalen Abgeordneten gebaut hatten. Stammtischparolen
wie †Die da oben machen ja doch, was sie wollen" oder †Das soll Demokratie sein?"
erhielten R•ckenwind. Wie oft schlugen uns solche Spr•che beim Sammeln von Un-
terschriften f•r die Volksinitiative entgegen! Viele ‚uƒerten sich v…llig desillusioniert,
indem sie zum Beispiel sagten: Ich unterschreibe, obwohl ich sicher bin, dass es
nichts n•tzt. - Ich empfinde solche Haltungen als Steilvorlagen f•r Rechtspopulisten
und Antidemokraten.



Landtag Brandenburg	 Ausschussprotokoll 4/608-1

Ausschuss f•r Bildung, Jugend und Sport
42. Sitzung

S. 9

14.02.2008
Stenog rafischerDienst-gi

Ein pers…nlicher Gedanke zum Schluss: Ein weiteres Scheitern einer Volksinitiative
bzw. eines Volksbegehrens in Brandenburg k…nnen wir uns nicht leisten. Es lieƒe
das hohe Gut der Mitwirkungsmechanismen der direkten Demokratie als Makulatur
erscheinen. Lassen Sie das nicht zu, helfen Sie mit, unsere Ziele auf demokrati-
schem Weg zu erreichen! Wir konnten wohlwollend erste Zeichen daf•r auf Landes-
ebene registrieren. Wir bauen auf Sie!

Frau Riemer (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Mein Name ist Charis Riemer, ich bin Mutter einer Fahr-Sch•lerin, die t‚glich mehr
als drei Stunden hin und zur•ck unterwegs ist, wohne mit meiner Familie in Netze-
band im Landkreis Ostprignitz-Ruppin und bin beratendes Mitglied des Jugendhilfe-
ausschusses.

Vor genau einem Jahr, am 14.02.2007, haben sich Eltern und Kreistagsabgeordnete
des Landkreises Ostprignitz-Ruppin zum ersten Mal getroffen, um diese Initiative zu
gr•nden, deren Ergebnis nun, nach einem rasant vergangenen Jahr, z‚hlbar vorliegt.
Ich sitze nun hier - hinter mir mindestens 26 000 Personen aus vielen Kreisen in
ganz Brandenburg, die die Volksinitiative f•r eine kostenfreie Sch•lerbef…rderung
mittragen. Wir bedanken uns bei allen, die uns bei dieser Aktion unterst•tzt und Un-
terschriften gesammelt haben. Das gilt auch f•r eine Reihe der hier anwesenden Ab-
geordneten.

Auch der Landkreis Ostprignitz-Ruppin hat die Volksinitiative, sogar mit einem partei-
•bergreifenden Mehrheitsbeschluss des Kreistages, gest•tzt. Laut aktueller emnid-
Umf rage halten sogar 89 % aller Brandenburger die Volksinitiative f•r eine kosten-
freie Sch•lerbef…rderung f•r sehr wichtig. Wir Eltern und Initiatoren waren von dem
Zuspruch •berrascht. Auch in anderen Bundesl‚ndern bewegt sich immer mehr im
Bereich der Sch•lerbef…rderung. Wir erfuhren Zuspruch und Resonanz aus dem
Saarland, aus Niedersachsen oder Schleswig-Holstein, was uns Mut machte. In
Schleswig-Holstein ist das Schulgesetz inzwischen im Sinne der betroffenen Eltern
ge‚ndert worden.

Betrachten wir noch einmal die Situation: Bis zum Jahr 2003 waren alle gleich, wenn
Finanzierungsschwierigkeiten auftraten. Es gab eine Zweckbindung f•r die vom Land
zur Verf•gung gestellten Mittel f•r die Sch•lerbef…rderung. Sie mussten nachweisbar
daf•r verwendet werden. Das hat sich danach jedoch ge‚ndert.

Die im l‚ndlichen Raum vorhandenen Schulen werden derzeit peu ‚ peu mangels
Sch•lern geschlossen. Die Eltern sahen bzw. sehen f•r ihre Kinder auƒer dem ver-
sprochenen Schulbusverkehr keine Alternativen, sondern mussten l‚ngere Schulwe-
ge, keine Freizeitm…glichkeiten nach der Schule, am Wochenende und in den Ferien
kein Busverkehr auf dem Lande usw. registrieren. Die Kinder sind von auƒerschuli-
schen Aktivit‚ten abgekoppelt, da die Fahrkarte nur f•r den Schulbesuch gilt.
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Vorsitzender:

Ganz so einfach ist das nat•rlich nicht. In der Antwort sollte man sich schon darauf
beziehen, dass wir hier heute vor einem gewissen Hintergrund sitzen, der auch Ge-
genstand der Antworten sein sollte.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Sie wissen, dass in Brandenburg mehrere Schulen geschlossen werden sollen. F•r
mein Dorf heiƒt das, dass die †nahe gelegene" Oberschule, n‚mlich jene in 14 km
Entfernung, von Schlieƒung bedroht ist. Nach ihrer Schlieƒung m•ssten alle Kinder
in die 30 km entfernte Schule fahren. Mein Kind war damals aus unserem Dorf das
erste, das 30 km gefahren ist, weil es auf das Gymnasium ging. Die anderen Kinder
sind immer in diese Oberschule gegangen. Es fuhr morgens ein Bus hin - jedoch kei-
ner zur•ck. Das hat uns v…llig •berrascht. Mein Sohn konnte noch nicht einmal mit
zweimaligem Umsteigen zu uns gelangen, sondern der Bus fuhr nur bis ins Nachbar-
dorf.

Es muss im Schulgesetz eine Regelung enthalten sein, dass man solche Busse tat-
s‚chlich einfordern kann. Dies hat im Falle meines Sohnes ein Jahr gedauert. Es ist
f•r mich unfassbar, dass so etwas so lange dauert.

Ehemals standen Wegezeiten in der Schulbussatzung. Die sind inzwischen heraus-
genommen worden. Das hat zur Folge, dass Kinder tats‚chlich mehr als zwei Stun-
den unterwegs sind. Wenn mein Sohn um 15.30 Uhr Schulschluss hat, kann er erst
den Bus um 17 Uhr nehmen. Er ist erst um 17.45 Uhr zu Hause, obwohl er 15.30 Uhr
Schulschluss hatte. Dass wieder Wegezeiten in das Gesetz hineinkommen - viel-
leicht sind sie irgendwo verborgen und wir finden sie nur nicht -, halte ich f•r dringend
notwendig. Sie m•ssen sich vorstellen: Die Kinder gehen um 6.30 Uhr aus dem
Haus, sind an zwei Tagen der Woche erst um 17.45 Uhr zur•ck und m•ssen dann
noch Hausaufgaben und Projektarbeiten erledigen. Das ist unzumutbar.

Frau Riemer (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Ich m…chte etwas zu den Wegezeiten erg‚nzen. Meine Tochter muss um 6 Uhr das
Haus verlassen und kehrt um 16.45 Uhr zur•ck. Das macht sie seit der f•nften Klas-
se; jetzt ist sie in der siebenten. Das sind auf dem Hinweg 90 Minuten und auf dem
R•ckweg zum Teil 2,5 Stunden. Ich weiƒ nicht, ob die jetzigen Sch•ler ihren Kindern
sp‚ter so etwas zumuten m…chten.
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Die Medien und einige regelm‚ƒige Informationsveranstaltungen begleiteten unser
Aktionsb•ndnis w‚hrend der gesamten Aktionszeit.

Die UN-Kinderrechtskonvention unterscheidet nicht zwischen Arm und Reich und
Land und Stadt. Sie beinhaltet das Recht auf unentgeltliche Bildung f•r den Zeitraum
der Schulpflicht. Eine Ungleichbehandlung von Stadt- und Landkindern ist dabei nicht
gerechtfertigt. Der Weg zur Schule ist nicht privat, sondern durch die Schulpflicht
bzw. das Schulgesetz veranlasst. Wir - 26 000 und mehr Unterst•tzer - bitten Sie, un-
serem Anliegen einer Gesetzes‚nderung zuzustimmen, und danken f•r das Geh…r.

F•r weitere Gespr‚che oder R•ckfragen vonseiten einzelner Aussch•sse oder Frakti-
onen stehen wir gern zur Verf•gung und laden auch herzlich zu unseren regelm‚ƒi-
gen Zusammenk•nften ein.

Vorsitzender:

Danke sch…n. Ich nehme an, dass damit die Argumente Ihrerseits vorgebracht wor-
den sind. Unabh‚ngig davon, wie die einzelnen Meinungen dazu aussehen', ist die
Beteiligung an der Volksinitiative in Brandenburg mit Sicherheit ein hohes Gut. Des-
wegen ist es auch in der Form zu achten und zu w•rdigen.

Die Abgeordneten haben jetzt die Gelegenheit, Fragen zu stellen und auf das Gesag-
te zu reagieren, bevor wir in die Diskussion einsteigen.

Frau Geywitz (SPD):

Ich danke Ihnen f•r die Darstellung Ihres Anliegens. Ich habe eine Frage, die sich
konkret auf den Vorschlag bezieht, wie das Schulgesetz ge‚ndert werden soll. Wir
werden das sicherlich noch einmal ausf•hrlich mit den Abgeordneten diskutieren,
weswegen f•r mich wichtig zu wissen ist, warum Sie genau diesen Formulierungsvor-
schlag eingebracht haben. Sicherlich fand bei Ihnen ein langer Diskussionsprozess
dar•ber statt, welche Formulierung genau man w‚hlt.

Zweitens: Wir befinden uns in einer Anh…rung; deswegen kann man das Innenminis-
terium jetzt leider nicht befragen. Aber vielleicht kann der Ausschussvorsitzende
beim Innenausschuss nachfragen, inwiefern der r•ckwirkende Erlass der Satzung
m…glich ist. Ich bin auch kommunale Abgeordnete und h…re immer, dass man das
nicht machen darf. Das hat auch etwas mit Vertrauensschutz zu tun. Daher w‚re f•r
uns als Fraktion sehr spannend zu wissen, wie da die Rechtslage eingesch‚tzt wird.>

Vorsitzender:

Bevor ich die Frage beantworten lasse, m…chte ich Folgendes anmerken: Die Kolle-
gen des Innenausschusses sitzen auch deshalb hier, weil sie mitbeteiligt sind. Auf
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die Beantwortung dieser Frage kann man sich vorbereiten und sie in der n‚chsten In-
nenausschusssitzung kl‚ren. Der Ausschussvorsitzende hat es geh…rt und wird sich
bem•hen, vom Innenministerium entsprechende Antworten zu erhalten. - Herr Free-
se, bitte sehr.

Herr Freese (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Noch einmal ganz konkret: Unsere Volksinitiative heiƒt †Kostenlose Sch•lerbef…rde-
rung ist machbar". Das heiƒt, wir fordern mit dieser Gesetzes‚nderung keine gene-
relle Befreiung von Schulbuskosten, von der Elternbeteiligung, sondern wollen durch
die Streichung eines Halbsatzes aus der jetzigen Fassung des „ 112 erreichen, dass
Unterschiede im Land Brandenburg ber•cksichtigt werden k…nnen. Wir haben zwei
Sichtweisen von betroffenen Eltern geh…rt, deren Kinder fernab des Speckg•rtels in
Brandenburg leben, wo der …ffentliche Personennahverkehr sehr schlecht ist und das
Sch•lerticket nicht rund um die Uhr benutzbar ist. Die Bedingungen sehen irrt berlin-
nahen Raum sehr viel anders aus. Diese Differenzierung wollten wir mit unserer For-
mulierung ber•cksichtigen. Das heiƒt, es macht wom…glich - das muss aber kommu-
nal, von Region zu Region sehr unterschiedlich behandelt werden - durchaus Sinn -
ich m…chte mich da nicht in berlinnahe Kreistage einmischen -, dort ein Sch•lerticket
mit einer entsprechenden Kostenbeteiligung zu installieren. Bei uns macht es keinen
Sinn, ein Sch•lerticket zu haben, wenn der Bus nur zweimal am Tag f‚hrt. Diese Dif-
ferenzierung sollte mit der Formulierung ber•cksichtigt werden. Deswegen haben wir
uns f•r die Variante entschieden, nur einen einzigen Halbsatz aus „ 112 des jetzigen
Schulgesetzes zu streichen.

Frau Gro†e (DIE LINKE): Ich bedanke mich, dass Sie sowohl die verfassungsrechtli-
chen, grundgesetzm‚ƒigen M…glichkeiten als auch die pers…nliche Betroffenheit ge-
nutzt haben, um noch einmal darzustellen, welches Anliegen Sie hier haben.

Meine erste Frage richtet sich erst einmal auf Ihre Erfahrungen im Rahmen der Initia-
tive. Sie haben innerhalb kurzer Zeit die notwendigen Unterschriften zusammenbe-
kommen, und ich frage Sie, wie die Resonanz beim Sammeln der Unterschriften f•r
diese Volksinitiative bei Menschen gewesen ist, die gar nicht mehr betroffen sind. Sie
haben das ja nicht ausschlieƒlich nur mit B•rgerinnen und B•rgern, deren Kinder
derzeit in der Schule und damit betroffen sind, zustande bekommen k…nnen, sondern
dar•ber hinaus mithilfe nicht betroffener B•rger.

Meine zweite Frage: Sie haben gesagt, Sie w•rden mit der Streichung dieses Halb-
satzes - aus f•r uns auch nachvollziehbaren Gr•nden - erst einmal leben k…nnen.
Welche Erwartungen haben Sie dar•ber hinaus an die Landesregierung, m…glicher-
weise bezogen auf die Regelungen der Sch•lerbef…rderung in diesem Land?
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Frau Riemer (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Die Resonanz auf die Unterschriftensammlung war sehr positiv. Es waren sehr viele
Kreise aus dem l‚ndlichen Raum wie der Prignitz oder der Uckermark aktiv, wo eine
groƒe Betroffenheit besteht, wo die Mehrheiten in den Kreistagen anders sind als im
Kreistag von Ostprignitz-Ruppin. Sie erhoffen sich durch unsere Initiative auch Unter-
st•tzung, weil sie nicht mehr den Mut haben - sondern mutlos geworden sind -, sich
gegen Bescheide zu wehren, die sie erhalten haben, und weil sie st‚ndig von Erh…-
hungen betroffen sind. Einige Kreise haben schon die zweite Erh…hung bekommen.
Das ist f•r die Eltern ein Fass ohne Boden, und es gibt dadurch kaum Perspektiven
f•r Familien auf dem Lande. Es erhebt sich die Frage: Was sollen wir den Familien
sagen? Was bieten wir ihnen auf dem Gebiet der Bildung im l‚ndlichen Raum noch
an?

Zu den Erwartungen an das Land bez•glich der Gesetzes‚nderung m…chte ich nur
sagen, dass wir uns in unseren vorbereitenden Gespr‚chen auch mit dem Bildungs-
ministerium zusammengesetzt haben und dass der Regierungsentwurf zur Gesetzes-
‚nderung genau unsere Formulierung beinhaltete. Daran hat sich nichts ge‚ndert.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Zum ersten Teil der Frage bez•glich der Resonanz: Mich hat die Resonanz teilweise
sehr •berrascht, auch jene in der Stadt Potsdam, in der gar nicht so viele betroffen
sind, ebenso wie in Potsdam-Mittelmark. Wenn wir mit Leuten ins Gespr‚ch kamen,
wurden uns die Listen abgenommen und selbst verteilt. Egal, ob wir •ltere oder J•n-
gere angesprochen haben, es ging durch alle Bev…lkerungsschichten. Wir hatten we-
gen unserer Berufst‚tigkeit gar nicht gen•gend Zeit, durch das ganze Land ,zu fah-
ren, und konnten die Unterschriften also nicht selbst einsammeln. Ich habe beispiels-
weise auf meinem Arbeitsweg Leute im Zug getroffen, mit ihnen kurz dar•ber gespro-
chen, und sie haben voll Begeisterung mehrere Listen mitgenommen oder sich die
entsprechende E-Mailadresse geben lassen. Das war f•r uns wirklich •berraschend
und erkl‚rt, warum es so schnell ging, da es sich, obwohl wir nicht so sehr viel hin-
einstecken konnten, wie ein Lauffeuer in allen Bev…lkerungsschichten verbreitete.

Zum zweiten Teil, welche Forderungen wir an die Landesregierung bez•glich der Ge- - --
setzes‚nderung richten, m…chte ich nachfragen: Meinen Sie nur in Bezug auf die
Kosten, oder darf ich noch mehr sagen?

Frau Gro†e (DIE LINKE): Sie d•rfen alles sagen.
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Vorsitzender:

Danke sch…n. - Gibt es weitere Fragen, vielleicht auch vonseiten der Kollegen aus
dem Ausschuss f•r Infrastruktur und Raumordnung oder aus dem Innenausschuss?

Frau W•llert (DIE LINKE):

Auch von mir vielen Dank. Ich bin ebenfalls Kreistagsabgeordnete in einem l‚ndlich
gepr‚gten Kreis, n‚mlich im Spree-Neiƒe-Kreis. Leider hatten wir nicht von Anfang
an eine so starke Fraktion wie jene in Ostprignitz-Ruppin, die sich f•r eine kostenfreie
Sch•lerbef…rderung eingesetzt hat. Ich bedaure das sehr. Deshalb auch meine Frage
in folgende Richtung, weil Sie ja schon begr•ndet haben, warum Sie das Gesetz so
und nicht anders ge‚ndert haben wollen - es bleibt ja dann in der Hand der Kreise,
wie sie entscheiden -: Wie sehen Sie denn da die Problematik der finanziellen Lage
der Kreise und auch der Zusammensetzung?

Meine zweite Frage h‚ngt unmittelbar damit zusammen. Sie hatten am Anfang schon
erw‚hnt, dass es einmal eine gesetzliche Regelung mit einer finanziellen Zweckbin-
dung gab. Die Mittel des Landes waren zweckgebunden. Welche M…glichkeiten seh-
en Sie denn in der Zukunft eventuell in der Richtung, auch wieder eine Gleichbe-
handlung der Kreise zu erhalten?

Herr G•hler: Zur ersten Frage: Bis zum Jahre 2002 bestand diese Problematik •ber-
haupt nicht. Wir k…nnen auch keine Aussage dazu machen, wie das finanziert wor-
den ist. Danach wurde nur gesagt, dass es finanziell das Problem ist, diesen Part zu
stemmen, und deswegen wurde das Gesetz halt ge‚ndert.

Letztendlich wird immer davon gesprochen, dass bestimmte Bereiche momentan
durch Steuereinnahmen etc. gest‚rkt werden. Die Landesregierung hat vier Schwer-
punktthemen benannt: Wirtschaft, F‚rschung, Bildung, Ausbildung. Wenn sich die
Landesregierung in ihrer mittelfristigen Entwicklung zu diesen vier Schwerpunktthe-
men bekannt hat, dann ist aus unserer Sicht auch klar, dass daf•r Mittel bereitgestellt
werden. So haben wir uns •ber die Finanzierung verst‚ndigt. Wie die Finanzierung
sich zusammensetzt, ob der Zuschuss an die Landkreise, den es immer noch gibt,
vergr…ƒert wird, oder wie auch immer, da fehlt uns die Fachkompetenz, dazu m…ch-
ten wir uns nicht n‚her ‚uƒern. Wir setzen darauf, dass der Schwerpunkt Bildung be-
nannt wurde und dass die Sch•lerbef…rderung mit zur Schulpflicht geh…rt und dem-
entsprechend die Mittel vom Tr‚ger, sei es die Landesregierung, seien es die Kom-
munen, bereitgestellt werden. So einfach machen wir uns das, weil uns da die Sach-
kompetenz fehlt.

Vorsitzender:

Herr Freese, bitte.
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Herr Freese (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Sie hatten von der Zweckbindung in H…he von 20 Millionen Euro, die bis 2003 f•r
Sch•lerbef…rderung gebunden war, gesprochen. Vielleicht ist es aus Sicht eines
Landtagsabgeordneten eine Milchm‚dchenrechnung, aber - wie gesagt, das ist nicht
unsere Aufgabe - vielleicht kann man die Zweckbindung wieder einf•hren. Das w‚re
eine ganz einfache L…sung. Sowohl von Landtagsabgeordneten aus dem Kreis Ostp-
rignitz-Ruppin als auch aus dem Ministerium haben wir erfahren, dass die Mittel nach
wie vor gezahlt werden, eben nur die Zweckbindung aufgehoben worden ist. Es w‚re
eine einfache L…sung, diese wieder einzuf•hren. Wie gesagt, das mag jemandem,
der im Landtag Fachmann ist, als Milchm‚dchenrechnung vorkommen, aber es w‚re
ein L…sungsansatz.

Vorsitzender:

Danke sch…n. - Ich muss noch eine Nachfrage stellen. Herr G…hler, Sie haben ge-
sagt, dass Sie als Laie die Antwort darauf, woher das Geld kommen solle, nicht ge-
ben k…nnten, Aber Sie haben, als Sie sich vorgestellt haben, darauf hingewiesen,
dass Sie bei der ZukunftsAgentur Brandenburg arbeiten, also in einem wirtschaftli-
chen Bereich, der auch eine entscheidende Rolle spielt. Ich glaube, dass Sie beruf-
lich schon mit diesen Dingen befasst sind, sodass Sie wissen, wie ich, wenn ich auf
der einen Seite etwas ver‚ndern m…chte, es auf der anderen Seite ausgleichen kann.
Ich denke, Sie als Person haben hier eine ziemlich einfache Antwort gegeben.

Herr G•hler (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Ich m…chte die Frage nat•rlich gern beantworten und habe auch einen konkreten
Vorschlag unterbreitet. Erstens k…nnte man die Zweckbindung wieder einf•hren,
zweitens besteht die M…glichkeit, die Umlage zu erh…hen. Deswegen auch die Ent-
scheidung, dass jeder Landkreis daf•r verantwortlich sein sollte. Die Kreistage sind
berechtigt, die Kreisumlage zu erh…hen. Die kommunalen Einrichtungen - wenn bei-
spielsweise die B•rgermeister im l‚ndlichen Raum daf•r einen Schwerpunkt sehen -
k…nnen auch einen Beitrag dazu leisten.

Vorsitzender:

Also habe ich richtig verstanden, dass Sie daf•r pl‚dieren, die Kreisumlage zu erh…-
hen, um dadurch die Finanzierung der Sch•lerbef…rderung zu erm…glichen.

Herr G•hler (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Es ist eine M…glichkeit der Finanzierung. Aber das soll jeder Landkreis selbst ent-
scheiden.
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Vorsitzender:

Gut. Dann muss ich an der Stelle noch ein wenig nachfragen. Ich glaube, Sie haben
zu Recht Ausf•hrungen dar•ber gemacht, dass sich im l‚ndlichen Raum Dinge erge-
ben, unter anderem mit Schulwegen, aber auch anderen Fahrtwegen, Arbeitsweg ist
auch ein Thema, die mit Sicherheit nicht immer den Bedingungen, die wir uns vor-
stellen, entsprechen. Das ist klar. Wir reden auch im Landtag dar•ber, ob wir Dinge
ver‚ndern sollten. Deswegen haben wir gerade dar•ber gesprochen, ob man Stand-
orte von Schulen im l‚ndlichen Raum erhalten kann und daf•r gesetzliche Vorgaben
‚ndert. Wenn Sie aber die Schultr‚ger mit einbeziehen, Landkreise, kreisfreie St‚dte
und Kommunen, die auch einen Beitrag leisten m•ssten f•r diese Schultr‚gert‚tigkei-
ten, dann ist die Frage, wie Sie letztendlich argumentieren, wenn Sie einerseits sa-
gen, wir geben keine Antwort darauf, wie es finanziert werden kann, aber gleichzeitig
die Forderung stellen, dass die Schultr‚ger auch weiterhin die Schulen entsprechend
ausstatten sollen.

(Zwischenruf)

Ich habe eine Frage an Frau Schwetlick. - Frau Tack, wenn Sie Fragen haben, k…n-
nen Sie sich gerne einbringen. Aber hier im Bildungsausschuss, ich weiss nicht, wie
es in Ihrem Ausschuss gehandhabt wird, ist es nicht •blich, dass dazwischengeredet
wird. Hier kann man sich ordentlich melden und dann die Fragen stellen. Darauf lege
ich Wert.

(Abgeordnete Tack [DIE LINKE]: Vielen Dank f•r die Belehrung!)

Das ist so.

Frau Schwetlick, die Frage noch einmal an Sie pers…nlich: Sie haben davon gespro-
chen, dass Ihr Kind ein Jahr lang nicht bis in den Heimatort gebracht worden ist, ob-
wohl der Schulweg eine pflichtige Aufgabe des Landkreises darstellt. Deswegen ist
meine Frage, welche Antwort Ihnen damals vom Landkreis gegeben worden ist, wie-
so Ihr Kind nicht von der Schule bis in den Heimatort gebracht wurde. Denn die
Landkreise haben vor wenigen Jahren hier gefordert, diese Regelung in das Gesetz
aufzunehmen. Das war der Wunsch der Landkreise mit den Hinweisen, die Sie ken-
nen. Wir haben damals die Regelung in der Form angenommen, haben aber gleich-
zeitig gesagt, sie m•ssten sicherstellen, dass die Kinder von der Schule zum Wohn-
ort und zur•ck kommen. Deswegen ist meine Frage, wie damals Ihnen gegen•ber ar-
gumentiert worden ist. Ich kann das genau wie Sie nicht nachvollziehen.
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Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Mir gegen•ber ist gar nicht argumentiert worden. Es war einfach eine Tatsache. Ich
habe das dem Amt mitgeteilt. Daraufhin ist nichts passiert. Ich habe dann beim Ge-
richt beantragt, dass das entschieden wird, und habe das Amt dar•ber informiert.
Erst dann ist etwas passiert.

Ich m…chte aber auch sagen, dass, soweit wir es wissen, die Landr‚te sicherlich et-
was dazu gesagt haben. Sie k…nnen nicht sagen, alle Landr‚te haben sich daf•r ent-
schieden. Ob Ostprignitz-Ruppin das wollte oder nicht, das k…nnen Sie hier sicherlich
auch nicht mehr feststellen.

Vorsitzender:

Ich habe mir die Protokolle im Vorfeld der heutigen Anh…rung durchgelesen.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Es w‚re sehr sch…n, wenn wir die auch einmal durchlesen d•rften. Soweit wir wis-
sen, haben wir kein Einsichtsrecht. Wir haben das sehr bedauert. In unserem Land-
kreis ist uns gesagt worden, dass der Landkreis mit dieser Entscheidung nicht einver-
standen war. Wenn Sie etwas anderes dazu sagen, w‚re es f•r uns nat•rlich interes-
sant, Einblick in die Protokolle nehmen zu k…nnen.

Vorsitzender:

Das ist schwierig. Das Problem ist, ob die …ffentlich waren.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Das ist das Problem. Sie fragen uns als Vertreter der Volksinitiative nach L…sungs-
m…glichkeiten. Wir haben aber gar nicht die Mittel und M…glichkeiten, bestimmte
Wege nachzuvollziehen, weil Protokolle nicht …ffentlich und Entscheidungswege nicht
nachvollziehbar sind. Wir sind nur betroffen und k…nnen unsere Betroffenheit ‚uƒern.
Aber wie und auf welche Art und Weise etwas entschieden wird, k…nnen wir Ihnen
nicht vorlegen, weil wir in die Entscheidungsprozesse nicht involviert sind. Herr Senft-
leben, das ist unser Problem als Eltern.
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Vorsitzender:

Ich denke, die Aussch•sse von damals waren …ffentlich, weil es Anh…rungen waren.
Deswegen sind die Protokolle zug‚nglich.

Frau Schwetlick (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist
machbar!"):

Im Landkreistag sind sie nicht …ffentlich.

Vorsitzender:

Gut. Sie k…nnen gern von mir das Protokoll hinterher bekommen. - Frau Geywitz hat-
te sich gemeldet. Bitte sch…n.

Abgeordnete Geywitz (SPD):

Ich denke, die Frage ist f•r die heutige Anh…rung •berhaupt nicht relevant, sondern
selbst wenn damals s‚mtliche Landr‚te daf•r oder dagegen waren oder sich nicht
ge‚uƒert haben, ist das der Volksinitiative weder als Hintergrund noch als Vorwurf zu
machen. Man kann nat•rlich auch eine Volksinitiative gr•nden, wenn sein Landrat
dagegen ist. Das ist ja nicht eingeschr‚nkt.

Mir ist aus juristischen Gr•nden noch eine Feststellung sehr wichtig, weil es hier ge-
rade zwischen dem Vorsitzenden und Herrn G…hler eine Debatte •ber die Frage gab,
wie man eventuell Sachen und Mehrkosten finanziert. Wie ich den Text und auch
Ihre Ausf•hrungen verstehe, ist es nicht so, dass, wenn die Volksinitiative erfolgreich
w‚re, die Erhebung von Bef…rderungskosten verboten wird, sondern dass es in das
Benehmen der Landkreise gestellt wird, entsprechende Einnahmen qua Satzung zu
erzielen. Das hieƒe im Endeffekt, dass die Frage, woher das Geld genommen wird,
wenn man auf eine Sch•lerbef…rderungssatzung verzichtet oder eine soziale Staffe-
lung vornimmt oder anderes, dann - nat•rlich unter Ansicht des kommunalen Haus-
halts - von den Kreistagsabgeordneten oder Stadtverordneten vor Ort entschieden
wird. Das heiƒt im Zweifelsfall, dass, wenn sich Kreistage weiterhin daf•r entschei-
den w•rden, eine Satzung zu erheben, es keine Mehrkosten verursacht, wenn wir
diesen Gesetzestext ‚ndern.

Mir ist wichtig, dass das noch einmal ins Protokoll kommt, weil es auch f•r die Frage
der Zul‚ssigkeit relevant ist. Ich denke, man sollte die Entscheidung der Kreistagsab-
geordneten nicht vor-wegnehmen und abwarten, zu welchem Abw‚gungsentschluss
sie kommen, ob sie eine Satzung erheben oder, wenn nicht, wie sie die Sch•lerbef…r-
derung dann finanzieren wollen.

Da gibt es nat•rlich in der kommunale Selbstverwaltung hunderttausend M…glichkei-
ten und Antworten, die sicherlich vor Ort auch unterschiedlich ausfallen.
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Frau Riemer (Volksinitiative …Kostenfreie Sch€lerbef•rderung ist machbar!"):

Ja, damit ist korrekt genau das wiedergegeben, was wir erreichen m…chten. Kein
Kommentar dazu!

Vorsitzender:

Danke sch…n. - Gibt es weitere Fragen oder Reaktionen? - Das ist nicht der Fall.
Dann danke ich Ihnen noch einmal, denn Sie haben sich auf den weiten Weg nach
Potsdam gemacht. Herzlichen Dank, dass Sie bei uns waren.

Dass Sie die zur Verf•gung stehenden M…glichkeit genutzt haben, ist schon von allen
Rednern angesprochen worden. Wir werden als Bildungsausschuss bis Anfang/Mitte
M‚rz eine entsprechende Stellungnahme abgeben und sie auch an den Hauptaus-
schuss weiterleiten. Der Ausschuss f•r Inneres und der Ausschuss f•r Infrastruktur
und Raumordnung werden das Anliegen ebenfalls pr•fen. Im M‚rz oder im April wer-
den wir im Landtag entsprechende Beschl•sse fassen. In dem Sinne meinen herzli-
chen Dank! Ich w•nsche Ihnen einen guten Nachhauseweg und weiterhin alles Gute.

Ing. enftlebe
Vorsitzender des Ausschusses
•r Bildung, Jugend und Sport

Anlagen
1. Anwesenheitsliste
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der 42. Sitzung

Beginn:	13.00 Uhr
	

Ende: AC… Uhr

Namen der
Abgeordneten

Fraktion Unterschrift

Fechner, Birgit DVU
9...,------

Geywitz, Klara SPD

Groƒe, Gerat DIE LINKE

Hartfelder, Carola CDU

Krause, Torsten DIE LINK
1r-

--,i-------

7 7 '
Lieske, Jutta SPD

Senftleben, Ingo CDU --	

Siebke, Ingrid SPD
1. GG'? 6' CU.

W‚llen, Birgit DIE LINKE
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Ende:	Uhr

Namen der
Abgeordneten

Fraktion Unterschrift

Dr. Bernig, Andreas DIE LINKE

Bochow, Klaus SPD

Claus, Michael DVU

Gujjula, Ravindra SPD

Petke, Sven CDU
Re," 1,--_

Dr. Scharfenberg, Hans-J•rgen DIE LINKE
Liv

i,.	Š....._...-7

Stark, Britta SPD

Theel, Otto DIE LINKE

Werner, Frank CDU
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der	. Sitzung

Beginn:	Uhr

Sitzung am:

Ende:	Uhr

Namen der
Abgeordneten

Fraktion Unterschrift

B…hnisch, Helga DIE LINKE
,	(?-i-D9)--,S-j2,,

Gregor-Ness, Martina SPD 9, 2t,(.9
G•nther,Thomas SPD

Heinze, Wolfgang DIE LINKE A,,
Hesselbarth, Liane DVU

Dr. Klocksin, Jens SPD

Schrey, Wilfried CDU

Senftleben, Ingo CDU

r
Tack, Anita DIE LINKE
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Ausschuss f•r Inneres

Der Vorsitzende

Vorsitzenden
des Hauptausschusses
Herrn Abg. G•nter Baaske

im Hause
ba' ,	. M‚rz 2008

Stellungnahme des Ausschusses f•r Inneres

zu der Volksinitiative †Kostenfreie Sch•lerbef…rderung ist machbar!"

Sehr geehrter Herr Kollege,

hiermit komme ich Ihrer Bitte um Abgabe einer Stellungnahme zu der zur Mitberatung •ber-
wiesenen Volksinitiative †Kostenfreie Sch•lerbef…rderung ist machbar!" nach.

Der Ausschuss f•r Inneres befasste sich in seiner 41. Sitzung am 13. M‚rz 2008 abschlieƒend mit
der oben genannten Volksinitiative. Zuvor nutzten einige Mitglieder des Ausschusses die Gelegen-
heit, an der vom Ausschuss f•r Bildung, Jugend und Sport am 14. Februar 2008 durchgef•hrten
Anh…rung der Vertreter der Volksinitiative teilzunehmen.

Im Ergebnis der Beratung sprachen sich die Mitglieder des Ausschusses f•r Inneres einvernehm-
lich daf•r aus, mit R•cksicht auf die von Ihrem Ausschuss am 3. April 2008 geplante weitere Anh…-
rung nicht •ber die Volksinitiative abzustimmen. Ich bitte Sie insoweit um Verst‚ndnis, dass ich Ih-
nen keine inhaltliche Position des Ausschusses f•r Inneres zu •bermitteln vermag.

Im Rahmen der Diskussion im Ausschuss f•r Inneres ist die Fragestellung aufgetreten, ob das in
der Landesverfassung verankerte Konnexit‚tsprinzip durch die Volksinitiative ber•hrt sein k…nnte.
Zu dieser Thematik liegt zwischenzeitlich bekanntlich ein Gutachten des Parlamentarischen Bera-
tungsdienstes vor. Den Mitgliedern des Ausschusses f•r Inneres war daran gelegen, den Haupt-
ausschuss zu bitten, diesen rechtlichen Aspekt bei seiner Entscheidung •ber die Beschluss-
empfehlung zu ber•cksichtigen.

Mit freundlichen Gr•ƒen

Dr. Hans-J•rgen Scharfenberg



Anlage

Stellungnahme der Mitglieder der Fraktion DIE LINKE
im Hauptausschuss zur Volksinitiative †Kostenfreie
Schƒlerbef…rderung ist machbar!"

DIE LINKE h„lt das Anliegen der Volksiniative fƒr berechtigt
und unterstƒtzt die vorgeschlagene ‡nderung des ˆ 112 im
Brandenburgischen Schulgesetz. Sie sieht darin einen ersten
Schritt zu einer elternbeitragsfreien Schƒlerbef…rderung, dem
eigentlichen Ziel der LINKEN.

Mit der ‡nderung des ˆ 112 ergibt sich aus Sicht der LINKEN
fƒr die Landesregierung zwingend die Notwendigkeit,
entsprechend dem Konnexit„tsprinzip nach Artikel 97 Abs. 3
Satz 2 und 3 der Verfassung des Landes Brandenburg, die
Landkreise finanziell zu unterstƒtzen, so dass diese in die Lage
versetzt werden, nicht zwingend Elternbeitr„ge erheben zu
mƒssen.

Es sind nicht nur gesetzlich, sondern auch hinsichtlich der
finanziellen Unterstƒtzung fƒr die Landkreise mindestens die
Bedingungen wiederherzustellen, die vor Verabschiedung des
Ersten Kommunalen Entlastungsgesetzes herrschten.

Fƒr die entsprechenden finanziellen Zuweisungen des Landes
an die Landkreise ist die Zweckbindung wiederherzustellen.
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